
an die an dieser Stelle vom Gesetz verwendete Bezeich­
nung. In dieser Beschränkung soll aber der im § 15 ver­
wendete Begriff „Kranker“ gar nicht aufgefaßt werden. 
Mit dieser Ansicht stützt sich der Senat auf folgende 
Erwägungen:

Im Absatz 1 des § 15 der VO vom 11. Dezember 1947 
wird der Personenkreis bezeichnet, für den die aus den 
Abs. 2 und 3 sich ergebenden Maßnahmen zu treffen 
sind bzw. die daraus resultierenden Ge- und Verbote 
gelten. In diesem Zusammenhang wird von Personen 
gesprochen, die nach § 13 in einem Krankenhaus auf­
genommen oder nach § 14 in einer geschlossenen Kran­
kenanstalt untergebracht worden sind, und § 13 wie­
derum spricht sowohl von Kranken als auch von 
Krankheitsverdächtigen. Daraus ergibt sich, daß § 15 
Abs. 1 auch Krankheitsverdächtige erfaßt. Wenn in den 
folgenden Absätzen des § 15 nur von „Kranken“ ge­
sprochen wird, dann heißt dies nicht, daß Krankheits­
verdächtige nicht mit erfaßt werden sollen, sondern daß 
das Gesetz den Begriff „Kranke“ als Sammelbegriff für 
die im Abs. 1 bezeichneten Personen verwendet. Das 
sind aber alle die Personen, die nach den Vorschriften 
der §§ 13 und 14 in einer entsprechenden jKranken- 
anstalt aufgenommen oder untergebracht worden sind.

Zu dieser Auffassung zwingt nach Ansicht des Senats 
auch der Sinn der VO vom 11. Dezember 1947. Mit ihr 
sollen die sich aus der Verbreitung von Geschlechts­
krankheiten für die Gesundheit des Volkes ergebenden 
Gefahren beseitigt oder doch auf ein Minimum be­
schränkt werden. Das Ziel des Gesetzes ist aber nicht 
zu erreichen, wenn nicht schon im Falle des Verdachts 
einer Geschlechtskrankheit bis zur endgültigen Besei­
tigung dieses Verdachts alle der Verhinderung einer 
evtl. Weiterverbreitung dienenden Maßnahmen getrof­
fen werden. Solche auch auf Grund eines begründeten 
Krankheitsverdachts getroffenen Maßnahmen verdie­
nen mit Rüdesicht auf die Bedeutung der Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten ebenso strafrechtlichen 
Schutz wie die nach festgestellter Erkrankung getrof­
fenen Maßnahmen. Insoweit ist also dem Beschwerde­
führer beizupflichten.

§§ 168, 174, 176 StPO.
Hat der Staatsanwalt gegen zwei Personen Anklage 

erhoben, obwohl er nicht feststellen konnte, wer von 
beiden als Täter in Betracht kommt, so ist die Zurück­
verweisung der Sache in das staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren gerechtfertigt.

BG Dresden, Beschl. vom 18. Mai 1955 — 3 OS 130/55.
Aus den G r ü n d e n :

Wie aus dien Zeugenaussagen hervorgeht, hat von 
den beiden Beschuldigten nur einer die beleidigenden 
Äußerungen getan. Diese Aussagen stimmen jedoch 
in der Bezeichnung der Person, die die Äußerung 
getan hat, nicht überein, so daß bis jetzt nicht fest­
steht, wer als Täter in Frage kommt. Dies festzustellen, 
ist jedoch Aufgabe des Ermittlungsverfahrens und kann 
nicht der Hauptverhandlung überlassen werden. Das 
Kreisgericht kann auch gar nicht die Eröffnung des 
Hauptverfahrens gegen zwei Personen beschließen, 
wenn nur eine von zwei Personen hinreichend ver­
dächtig ist, die Tat begangen zu haben. Dem Beschluß 
des Kreisgerichts auf Rückgabe der Sache in das staats­
anwaltschaftliche Ermittlungsverfahren ist daher zuzu­
stimmen. Es wird auch möglich sein, den Täter aus­
findig zu machen, wenn die beiden Beschuldigten den 
Zeugen gegenübergestellt werden.

Zivilrecht
§§ 42, 50 GVG; § 268 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO.
Wird in einem Prozeß, in dem eine Partei Träger 

gesellschaftlichen Eigentums ist, die Klage erst in 2. In­
stanz derart erweitert, daß der Streitwert den Betrag 
von 3000 DM übersteigt, so bleibt das Bezirksgericht für 
die Entscheidung über die Berufung zuständig.

BG Potsdam, Urt. vom 23. Februar 1955 — 3 SV 25/54.
Die Klägerin, die Deutsche Notenbank P., hatte vor dem 

Kreisgericht P. gegen den Beklagten, auf dessen Grundstück 
eine Hypothek von 110 000 DM für eine westdeutsche Hypo­
thekenbank lastet, auf Grund der Anordnung der ehemaligen 
DWK vom 18. August 1948 über die Behandlung von Forde­
rungen von Kreditinstituten in den Westzonen eine Klage auf 
Zahlung eines Teilbetrages von 1000 DM rückständiger Hypo­

thekenzinsen erhoben. Der Beklagte hatte eingewandt, daß die 
streitigen Zinsen im Hinblick auf die Währungsreform auf ein 
Zehntel des Nennbetrages umgewertet seien und er den danach 
von ihm zu zahlenden Betrag beglichen habe, weiter, daß die 
Klägerin den Anspruch auf Zahlung rückständiger Zinsen ver­
wirkt habe.

Das Kreisgericht hielt den Einwand der Verwirkung für be­
gründet und wies die Klage ab. In der Berufungsinstanz wieder­
holte die Klägerin zunächst ihren erstinstanzlichen Klage­
antrag, erweiterte dann aber im Hinblick auf die drohende 
Verjährung den Klageantrag dahin, daß sie Zahlung von ins­
gesamt 16 335 DM verlangte. Der Beklagte widersprach der 
nach seiner Auffassung vorliegenden Klageänderung und stellte 
weiter den Antrag, die Sache im Hinblick auf den nunmehrigen 
Streitwert an den erstinstanzlichen Senat des Bezirksgerichts 
zu verweisen.

Das Bezirksgericht erkannte nach dem Berufungsantrag.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst sei festgestellt, daß es sich im vorliegenden 

Falle um keine Klageänderung, wie der Beklagte meint, 
sondern lediglich um eine Erweiterung des ursprüng­
lichen Klageantrages handelt, und zwar ohne Änderung 
des Klagegrundes. Die Klägerin macht statt der bisher 
erhobenen Teilforderung nunmehr die Gesamtforderung 
geltend, wobei sie zur Begründung dieser Forderung bei 
ihrem bisherigen Vorbringen verbleibt. Nach § 268 
Abs. 1 Ziff. 2 ZPO ist eine solche Erweiterung des 
Klageantrages aber nicht als Änderung der Klage an­
zusehen, und es ist, da § 532 ZPO in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. November 1933 (RGBl. I 
S. 821) wieder anzuwenden ist, auch in der Berufungs­
instanz eine derartige Erweiterung des Klageantrages 
zulässig.

Diese Erweiterung des Klageantrages auf 16 335 DM 
würde aber bedeuten, daß für die Entscheidung des 
vorliegenden Rechtsstreits gemäß §§ 42, 50 GVG vom 
2. Oktober 1952 das Bezirksgericht in 1. Instanz zu­
ständig wäre und in 2. Instanz gemäß § 55 GVG das 
Oberste Gericht der DDR, handelt es sich doch um 
einen Zivilrechtsstreit, in dem eine Partei Träger ge­
sellschaftlichen Eigentums ist und der Streitwert den 
Betrag von 3000 DM übersteigt. Aus diesem Grunde 
hat der Beklagte auch die Verweisung des Rechtsstreits 
an den OV-Senat des Bezirksgerichts beantragt. Diesem 
Anträge konnte jedoch aus folgenden Gründen nicht 
stattgegeben werden: Eine Verweisung des Rechtsstreits 
konnte schon aus dem Grunde nicht erfolgen, weil das 
erstinstanzliche Gericht, da zunächst nur eine Forde­
rung von 1000 DM streitig war, mit Recht seine Zu­
ständigkeit bejaht und das Bezirksgericht als Beru­
fungsgericht nunmehr über das mit der Berufung an- 
gefochtene kreisgerichtliche Urteil zu entscheiden hat. 
Eine Aufhebung dieses Urteils, d. h. des kreisgericht­
lichen Urteils aus dem Gesichtspunkt heraus, daß das 
Kreisgericht seine Zuständigkeit zu Unrecht angenom­
men hat, kommt also nicht in Frage und die Verwei­
sung des Gesamtanspruchs an den OV-Senat des Be­
zirksgerichts damit auch nicht. Vielmehr mußte das 
Bezirksgericht als Berufungsgericht über das zunächst 
mit der Berufung angefochtene Urteil, das einen Streit­
wert von 1000 DM zum Gegenstand hat, entscheiden. 
Damit aber erhob sich die weitere Frage, ob das Be­
zirksgericht als Berufungsgericht nicht etwa nur über 
das mit der Berufung angefochtene Urteil zu entschei­
den hatte und in Höhe des jetzt weiter geltend ge­
machten Anspruchs von 15 535 DM die Sache zustän­
digkeitshalber an den OV-Senat des Bezirksgerichts 
verwiesen werden mußte. Audi diese Frage war zu ver­
neinen, da in der Berufungsinstanz jetzt der Gesamt­
anspruch streitig ist und überdies eine rechtskräftige 
Entscheidung des Berufungsgerichts über die Teilforde­
rung von 1000 DM nicht im Interesse der Prozeßförde­
rung liegen würde, da, falls der OV-Senat des Bezirks­
gerichts anderer Auffassung wäre, zwei einander wider­
sprechende Entscheidungen ergehen würden und eine 
dieser Entscheidungen dann im Wege der Kassation 
aufgehoben werden müßte. Schließlich aber kommt 
auch eine Verweisung des Rechtsstreits an das Oberste 
Gericht als Berufungsinstanz nicht in Frage, da das 
Kreisgericht mit Recht seine Zuständigkeit bejaht und 
entschieden hat und gegen Entscheidungen des Kreis­
gerichts die Berufung an das Bezirksgericht gegeben ist, 
nicht aber an das Oberste Gericht, so daß dieses, ob­
wohl es an sich bei dem nunmehr vorliegenden Streit­
wert als Berufungsgericht zuständig wäre, hier nicht 
zum Zuge kommen kann. Das Bezirksgericht hatte des-
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